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Botschaft

botschaft

Traktanden

1.	 Wahl der Stimmenzähler

2.	 Genehmigung des Protokolls der Ge-

meindeversammlung vom 24. April 

2014

3.	 Beschlussfassung über die Teilrevision 

der Ortsplanung, Änderung Baugesetz 

Art. 105a Abs. 4

4.	 Genehmigung des Budgets und Fest-

setzung des Steuerfusses für das Jahr 

2015

4.1	 Budget der Verwaltung

4.2	 Budget des Elektrizitätswerkes

4.3	 Kenntnisnahme vom Finanzplan 	

2015-2019

5.	 Varia

Traktandum 3

Beschlussfassung über die Teilrevision der Ortsplanung, Baugesetz Art. 105a Abs. 4

Cuort e bön / In Kürze

La vschinauncha posseda ün fond da CHF 6.23 milliuns, chi’d es gnieu alimento da las 
taxas per l’indemnisaziun da l’oblig d’abitaziuns principelas. Da l’otra vart ho la vschi-
nauncha ün problem da refinanziaziun, chaschuno dals grands debits e da las finanzas 
deficiteras. In quista situaziun pera que chapibel da druver ils mezs dal fond tuot tenor 
il bsögn per l’amortisaziun dals debits. Causa la disposiziun transitorica sun quists mezs 
però lios fin l’an 2020 e perque nu’s po fer que. Ün’adattaziun da la ledscha da fabrica 
dess müder quista situaziun. Culla deliberaziun dal fond po gnir ingrandida la liberted 
d’agir in connex cul management dals debits ed il ris-ch adüna pü grand da refinan-
ziaziun po gnir diminuieu.
Die Gemeinde verfügt über einen Fonds von CHF 6.23 Mio., welcher aus den Abgaben 

zur Abgeltung der Hauptwohnungsverpflichtung gespiesen wurde. Auf der anderen Seite 

steht die Gemeinde aufgrund ihrer hohen Schuldenlast und des defizitären Finanzhaus-

haltes vor einem Refinanzierungsproblem. In dieser Situation ist es naheliegend, die im 

Fonds vorhandenen Mittel je nach Bedarf für die Amortisation der Schulden einzusetzen. 

Weil diese Mittel aufgrund einer Übergangsbestimmung bis ins Jahr 2020 zweckgebun-

den sind, kann von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht werden. Eine Anpassung 

des Baugesetzes soll dies ändern. Mit der Freigabe des Fonds kann der Handlungs-

spielraum beim schwierigen Schuldenmanagement erweitert und das zunehmend hohe 

Refinanzierungsrisiko gemindert werden. 

3.1 Ausgangslage und Ziel der Revision 

Die Gemeinde hat am Kapitalmarkt langfristige feste Vorschüsse in der Höhe von CHF 

52.9 Mio. aufgenommen. Diese verteilen sich auf siebzehn gestaffelte Tranchen mit 

unterschiedlichen Laufzeiten und Zinssätzen. 
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Bezeichnung Betrag in CHF Fälligkeit Zinssatz

Fester Vorschuss PostFinance 4‘000‘000 16.01.2015 1.250

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 26.07.2015 1.040

Fester Vorschuss GKB 2‘000‘000 03.10.2015 0.510

Fester Vorschuss GKB 3‘000‘000 27.10.2015 0.510

Festkredit UBS AG 1‘200‘000 17.11.2015 3.240

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 09.01.2016 1.530

Fester Vorschuss GKB 2‘000‘000 19.06.2016 0.440

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 26.07.2016 1.300

Festvorschuss Credit Suisse 1‘200‘000 17.11.2016 3.150

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 16.01.2017 1.780

Fester Vorschuss GKB 2‘000‘000 25.07.2017 0.480

Fester Vorschuss PostFinance 2‘500‘000 26.07.2017 1.520

Fester Vorschuss GKB 2‘000‘000 03.08.2017 0.480

Fester Vorschuss GKB 1‘000‘000 16.09.2017 0.450

Festdarlehen Raiffeisenbank 2‘000‘000 16.12.2017 0.990

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 30.01.2018 2.020

Fester Vorschuss PostFinance 5‘000‘000 30.01.2019 2.170

Total 52‘900‘000

Am 16. Januar 2015 verfällt ein fester Vorschuss der PostFinance über CHF 4 Mio. Im Hinblick auf die Fälligkeit hat die PostFinance der 

Gemeinde mitgeteilt, dass sich die Bonitätseinschätzung seit der Darlehensvergabe im Jahr 2011 verschlechtert habe. Aufgrund der gel-

tenden Anlagerichtlinien könne die PostFinance weder neue Schuldscheindarlehen gewähren, noch auslaufende Finanzierungen ver-

längern. Dies bedeutet, dass die Gemeinde auf Mitte Januar 2015 CHF 4 Mio. aufbringen muss, um das fällige Darlehen zurückzuzahlen. 

Weil die Gemeinde nicht in der Lage ist, einen Betrag in dieser Höhe aus der laufenden Rechnung zu finanzieren, kann dies nur durch 

eine Refinanzierung über eine andere Bank oder über die Freisetzung gebundener Mittel erfolgen. 

Die Gemeinde verfügt über einen Fonds von CHF 6.23 Mio., welcher aus den Abgaben zur Abgeltung der Hauptwohnungsverpflichtung 

gespiesen wurde. Diese Mittel sind allerdings aufgrund der geltenden Gesetzgebung bis ins Jahr 2020 zweckgebunden und dürfen nicht 

für die Schuldenamortisation eingesetzt werden. Mit einer Änderung des entsprechenden Artikels im Baugesetz soll dies ermöglicht 

werden. 

3.2 Ersatzabgabe für die Befreiung von der Hauptwohnungsverpflichtung

Bis zur Baugesetzesrevision vom 28. Oktober 2010 bestand die Möglichkeit, die Hauptwohnungsverpflichtung mittels Ersatzabgabe ab-

zugelten. Diese Abgeltungsmöglichkeit wurde im Rahmen der Revision vom 28. Oktober 2010 ersatzlos gestrichen. Übergangsrechtlich 

wurde in Art. 105a Abs. 4 Baugesetz vorgesehen, dass die bereits vereinnahmten Mittel noch bis Ende 2020 vorwiegend für die Förde-

rung des Hauptwohnungsbaus beziehungsweise des Hauptwohnungserwerbs eingesetzt werden können. Die Befristung bis zum Jahr 

2020 wurde vorgesehen, weil bereits mit der Revision im Jahr 2010 eine Zweitwohnungskontingentierung und eine nicht abgeltbare 

Hauptwohnungsverpflichtung eingeführt wurden; man rechnete damit, dass sich die angespannte Lage auf dem Hauptwohnungsmarkt 

entspannen würde und dass die Fördermittel darum auch nur beschränkt beansprucht würden. Tatsächlich wurden die besagten Mittel 

denn auch kaum genutzt. So wurden seit 2010 bis heute lediglich zwei Projekte mit Beiträgen von Total CHF 485‘900 unterstützt. 

Der Gesamtbetrag der noch vorhandenen, zweckgebundenen Mittel beläuft sich im heutigen Zeitpunkt auf CHF 6.23 Mio. Entscheidend 

ist, dass sich mit Annahme der Zweitwohnungsinitiative am 11. März 2012 die Lage auf dem Hauptwohnungsmarkt weiter entspannt hat, 

so dass sich staatliche Unterstützungsbeiträge an private Grundeigentümer zwecks Förderung des Hauptwohnungsbaus beziehungsweise 

-erwerbs heute kaum mehr rechtfertigen lassen. 

3.3 Beurteilung und Schlussfolgerung des Gemeindevorstandes

Der Gemeindevorstand hat sorgfältig geprüft, wofür die im heutigen Zeitpunkt noch vorhandenen Mittel von CHF 6.23 Mio. sinnvoller-

weise eingesetzt werden sollen. Er ist zum Schluss gekommen, dass diese Mittel – wie bereits im geltenden Recht vorgesehen – in die 

allgemeine Staatskasse fliessen müssen. Angesichts der äusserst angespannten Finanzlage der Gemeinde sowie der bereits realisierten 

– teilweise schmerzhaften – Sparmassnahmen und der bereits erfolgten Steuererhöhung lässt es sich nicht rechtfertigen, diese CHF 6.23 
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Mio. für irgendwelche „nice-to-have-Projekte“ einzusetzen. Die besagten Mittel müssen vielmehr gleichmässig der ganzen Bevölkerung 

zugutekommen, was am besten dadurch erreicht wird, dass diese Mittel zwecks Schuldenabbaus in die allgemeine Staatskasse fliessen. 

Auch wenn sich das im Januar 2015 fällige Darlehen über ein anderes Geldinstitut refinanzieren lassen sollte, ist mit Blick auf die wei-

teren auslaufenden Darlehen davon auszugehen, dass diese wegen des eingetretenen Bonitätsverlustes der Gemeinde gar nicht oder 

möglicherweise nur zu deutlich schlechteren Konditionen erneuert werden können. So wurde eine Anfrage an die Credit Suisse um 

eine Refinanzierung abschlägig beantwortet. Die Erhöhung der Kreditlimite wurde mit der Begründung abgelehnt, dass die aktuelle 

Verschuldung der Gemeinde Samedan das zulässige maximale Kreditengagement übersteigt. Eine Neubeurteilung wird von der Credit 

Suisse in Aussicht gestellt, sobald die Sanierungsmassnahmen greifen und die Verschuldung herabgesetzt werden konnte. Auch die 

Raiffeisenbank beurteilt die Tragbarkeit für eine Refinanzierung aufgrund der aktuellen Zahlen als nicht gegeben. Eine Refinanzierung 

wird erst bei Vorliegen eines positiven Jahresergebnisses oder gegen Verpfändung in Aussicht gestellt. 

Die vom Gemeindevorstand seit längerer Zeit prognostizierten Refinanzierungsrisiken sind somit nicht mehr nur rein hypothetischer 

Natur, sondern real. Es ist somit nicht nur sinnvoll, sondern notwendig, die bestehenden Risiken durch geeignete Massnahmen abzu-

federn. Die Freigabe des Fonds aus den Abgaben für die Befreiung von der Hauptwohnungsverpflichtung stellt zweifellos eine solche 

Massnahme dar, welche unmittelbar und wirkungsvoll greift. Unabhängig davon macht es in Anbetracht der momentan kaum vor-

handenen Verzinsung wenig Sinn, flüssige Mittel in der Höhe von über CHF 6. Mio. „auf der hohen Kante“ zu belassen und gleichzeitig 

Darlehen am Kapitalmarkt aufnehmen zu müssen. 

3.4 Ablauf des Revisionsverfahrens

Der Gemeindevorstand hat an der Sitzung vom 25. August 2014 die Anpassungen zum Baugesetz zu Handen der Mitwirkungsauflage ver-

abschiedet. Die durch den Gemeindevorstand verabschiedeten Planungsgrundlagen wurden gestützt auf Art. 13 der kantonalen Raum-

planungsverordnung vom 5. September 2014 bis zum 6. Oktober 2014 öffentlich aufgelegt (Mitwirkungsauflage). Es sind keine Einwen-

dungen, Wünsche und Anträge zur Mitwirkungsauflage eingegangen. Das kantonale Amt für Raumentwicklung beurteilt die Übertragung 

der angehäuften Mittel in die allgemeine Staatskasse als Massnahme zu Gunsten der Ortsbevölkerung und gelangt gemäss Vorprüfungs-

bericht vom 30. Oktober 2014 zum Schluss, dass „die Revisionsvorlage sowohl formell als auch materiell nicht zu beanstanden ist“.

3.5  Vorgesehene Änderungen im Baugesetz

Art. 105a des Baugesetzes soll wie folgt angepasst werden:

Art. 105a Abs. 4 BauGesetz (geltendes Recht) 

Die bis zu dieser Revision aus der Ersatzabgabe für die Befreiung von der Hauptwohnungsverpflichtung geäufneten Mittel (aArt. 31 

BauG-2005) können noch bis Ende 2020 vom Gemeindevorstand für die Förderung des Hauptwohnungsbaus bzw. des Hauptwohnungs-

erwerbs in der Gemeinde, für touristische Infrastrukturanlagen oder für die Ergänzung von Leistungen des Kantons, welche dieser 

gestützt auf die Gesetzgebung über den sozialen Wohnungsbau erbringt, eingesetzt werden. Auf die Ausrichtung dieser Mittel besteht 

kein Rechtsanspruch. Die Ende 2020 noch vorhandenen Mittel fallen in die allgemeine Staatskasse.

Art. 105a Abs. 4 BauGesetz (neu) 

Die aus der Ersatzabgabe für die Befreiung von der Hauptwohnungsverpflichtung geäufneten Mittel (aArt. 31 BauG-2005) fallen - soweit 

noch vorhanden - in die allgemeine Staatskasse.

Proposta / Antrag

La suprastanza cumünela propuona d’appruver la revisiun parziela da la ledscha da fabrica, art. 105a paragraf 4.
Der Gemeindevorstand beantragt Ihnen, die Teilrevision des Baugesetzes, Art. 105a Abs. 4 zu genehmigen. 
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Traktandum 4

Genehmigung des Budgets und Festsetzung des Steuerfusses für das Jahr 2015

4.1 Verwaltung

4.1.1 In Kürze

Laufende Rechnung 2015

Rechnung 2013 Budget 2014 Budget 2015 Abweichungen

        Absolut

Aufwand 30’710’000 31’370’000 29’190’000 -2’180’000 

Ertrag 27’690’000 29’290’000 27’710’000 -1’580’000 

Ergebnis -3’020’000 -2’080’000 -1’480’000 600’000 

Investitionsrechnung 2015

Rechnung 2013 Budget 2014 Budget 2015 Abweichungen

        Absolut

Ausgaben 2’000’000 2’400’000 1’690’000 -710’000 

Einnahmen 130’000 1’030’000 210’000 -820’000 

Ergebnis -1’870’000 -1’370’000 -1’480’000 -110’000 

Finanzierung 2015

Rechnung 2013 Budget 2014 Budget 2015 Abweichungen

        Absolut

Nettoinvestitionen -1’870’000 -1’370’000 -1’480’000 -110’000 

Cash Flow (+) / Cash Loss (-) 2’040’000 2’790’000 3’050’000 260’000

Finanzierung 170’000 1’420’000 1’570’000 150’000 

Finanzkennzahlen 2015

Rechnung 2013 Budget 2014 Budget 2015 Bewertung

         

Selbstfinanzierungsgrad in % 100 100 100 ideal

Selbstfinanzierungsanteil in % 10 13 15 mittel

Kapitaldienstanteil in % 23 21 21 kaum tragbar

Investitionsanteil in % 10 11 7 schwach

Bruttoverschuldung in Mio. 62 60 55 kritisch

Bruttoverschuldungsanteil in % 278 274 262 kritisch

Finanzplan 2015-2019 (in TSD) 

Rechnung 
2013

Budget
2014

Budget
2015

Planjahr
2016

Planjahr
2017

Planjahr
2018

Planjahr
2019

Ergebnis laufende Rechnung -3‘020 -2‘080 -1‘480 -750 -540 -850 -1‘190

Cash Flow (+)
Cash Loss (-)

2‘040 2‘790 3‘050 3‘530 3‘510 3‘370 3‘180

Nettoinvestitionen -1‘870 -1‘370 -1‘480 -2‘820 -6‘620 -5‘280 -5‘150

Finanzierungsüberschuss (+)
Finanzierungsfehlbetrag (-)

170 1‘420 1‘570 710
-3‘110 -1‘910 -1‘970
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4.1.2 Beurteilung der Gemeindefinanzen

Gemäss Art. 62 der Gemeindeverfassung soll der Finanzhaushalt mittelfristig ausgeglichen sein. Art. 3 der Verordnung über den 

Finanzhaushalt legt weiter fest, dass die laufende Rechnung langfristig einen ausgeglichenen Gemeindehaushalt sicherstellen muss. 

Schliesslich verpflichtet Art. 39 des kantonalen Gemeindegesetzes die Gemeinden, die Steuern so festzulegen, dass der Finanzhaushalt 

auf Dauer ausgeglichen bleibt. 

Die anlässlich  der Budgetversammlung vom 5. Dezember 2013 abgegebene Einschätzung der Gemeindefinanzen hat nach wie vor ihre 

Gültigkeit: 

1.	Mit CHF 55 Mio. liegt die Verschuldung im kritischen Bereich. Momentan ist eine solche Verschuldung nur dank der historisch tiefen 

Zinsen auf dem Geld- und Kapitalmarkt tragbar. Die in den kommenden Jahren anstehenden Refinanzierungen bergen trotz der vor-

genommenen Staffelungen ein grosses Zinserhöhungsrisiko in sich. Die aktuelle Verschuldung ist auf Dauer nicht tragbar und muss 

innert nützlicher Frist sukzessive abgebaut werden. Dass diese Einschätzung nicht theoretischer Natur ist, zeigt sich daran, dass ein 

am 16. Januar 2015 fälliges festes Darlehen von der PostFinance in der Höhe von CHF 4 Mio., als Folge der eingeschränkten Kreditwür-

digkeit, nicht refinanziert wird. Die Bonität der Gemeinde Samedan wurde auch von anderen Bankinstituten heruntergestuft. 

2.	Die Gemeinderechnung ist geprägt von einem strukturellen Defizit. Mit den beschlossenen und teilweise bereits umgesetzten Mass-

nahmen zur Sanierung des Finanzhaushaltes konnte das Defizit gesenkt und die Selbstfinanzierung auf CHF 3 Mio. gesteigert werden. 

Dies genügt aber noch nicht, um einerseits die anstehenden eigenen Investitionen und die Investitionsbeiträge an regionale Vorha-

ben aus eigenen Mitteln zu finanzieren und andererseits die Schulden um jährlich mindestens CHF 1.5 Mio. zu amortisieren. 

Daraus ergeben sich folgende Schlussfolgerungen und finanzpolitische Zielwerte: 

1.  Sämtliche künftige Investitionen müssen vollumfänglich aus eigenen Mitteln finanzierbar sein. Es gilt somit ein Selbstfinanzierungs-

grad von 100%. 

2. Die Verschuldung ist raschmöglichst auf maximal CHF 30 Mio. zu reduzieren. Für die Schuldenamortisation sind jährlich mindestens 

CHF 1.5 Mio. bereitzustellen.  

3.	Daraus ergibt sich ein minimaler Cash Flow von CHF 4.5 Mio. jährlich. 

4.	Dafür ist am beschlossenen Massnahmenplan zur Sanierung des Finanzhaushaltes festzuhalten. Der Gemeindevorstand ist entspre-

chend gewillt, den anlässlich der Gemeindeversammlung vom 5. Dezember 2013 von den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern 

erhaltenen Auftrag zur Umsetzung bis 2016 wahrzunehmen. 

Der Investitionsbeitrag an die Regionale ARA in S-chanf belastet die Gemeinde nach aktuellem Kenntnisstand zusätzlich mit CHF 14.5 

Mio. und ist vollumfänglich aus der Spezialfinanzierung Abwasser zu finanzieren. Dafür ist unabhängig vom Massnahmenplan zur 

Sanierung der Gemeindefinanzen ein separates Finanzierungsmodell über die Abwassergebühren notwendig. 
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Propostas / Anträge 

La suprastanza cumünela propuona 
1. d’appruver il preventiv preschanto pel quint curraint dal 2015, 
2. d’appruver il quint d’investiziuns dal 2015 seguond l‘art. 53 da l’uorden da finanzas cumünel,
3. da lascher il pè d’impostas tar 95% da l’imposta chantunela simpla, 
4. da lascher l’imposta sün immobiglias tar 1.5‰ da la valur chantunela da l’imposta sülla faculted, 
5. d’egualiser il surpü d’expensas büdschetto da CHF 1’479’490 sur l’egen chapitêl contabel, 
6. da piglier cugnuschentscha dal plaun da finanzas 2015 fin 2019.

Der Gemeindevorstand beantragt Ihnen: 

1. Das vorliegende Budget für die laufende Rechnung 2015 zu genehmigen. 

2. Die Investitionsrechnung 2015 im Sinne von Art. 53 der kommunalen Finanzverordnung zu genehmigen.

3. Den Steuerfuss auf 95% der einfachen Kantonssteuer zu belassen. 

4. Die Liegenschaftensteuer auf 1,5‰ des kantonalen Vermögenssteuerwertes zu belassen.

5. Den budgetierten Aufwandüberschuss von CHF 1‘479‘490 über das buchmässige Eigenkapital auszugleichen.

6. Den Finanzplan 2015 bis 2019 zur Kenntnis zu nehmen.

4.2 Elektrizitätswerk

4.2.1 Die Zahlen im Überblick

  Budget	
2015

Budget	
2014

Rechnung	
2013

Aufwand 4’884’440 4’972’980 4’970’000

Ertrag 5’158’840 5’261’240 5’704’000

Ergebnis laufende Rechnung 274’400 288’260 734’000

Cash Flow (+) / Cash Loss (-) 763’300 823’860 1’195’000

Nettoinvestitionen 562’000 991’000 315’000

Finanzierungsfehlbetrag (-) / Finanzierungsüberschuss (+) 201’300 -167’140 880’000

4.2.2 Laufende Rechnung

Das Budget 2015 des Elektrizitätswerkes Samedan schliesst bei Aufwänden von CHF 4‘884‘440 und Erträgen von 5‘158‘840 mit ei-

nem Gewinn von CHF 274‘400. Dies bei Abschreibungen von CHF 547‘200 und Auflösungen passivierter Netzanlagen von CHF 58‘300. 	

Die ermittelte Dividendenabgabe an die Gemeinde beträgt CHF 274‘100. Der budgetierte Cash Flow liegt bei CHF 763‘300.

4.2.3 Investitionsrechnung

Die Investitionsrechnung des EWS sieht Nettoausgaben von CHF 562‘000 vor, welche sich wie folgt zusammensetzen:

Wasserwerkanlage	 CHF	150‘000

Zähler- / Messwesen	 CHF	225‘000

Transformatorenstationen	 CHF	 45‘000

Verteilnetz / Kabinen N5 – N7	 CHF	130‘000

Verteilnetzplan Digitalisierung	 CHF	 12‘000

Antrag

Der Gemeindevorstand beantragt Ihnen: Das Budget des Elektrizitätswerkes Samedan für das Jahr 2015 zu genehmigen.

4.3 Kenntnisnahme vom Finanzplan 2015 bis 2019

Vergleiche Budgetheft 2015, erhältlich auf der Gemeindeverwaltung und auf der Internetseite der Gemeinde www.samedan.ch, 	

Rubrik Politik/Gemeindeversammlung



Notizen




